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Das Departement für Erziehung und Kultur teilt mit: 

 

Optionale Einführung der Basisstufe im Gesetz veran-

kern 

 

I.D. Der Regierungsrat des Kantons Thurgau will die optionale Einführung der 

Basisstufe ermöglichen. Zu diesem Zweck beauftragt er das Departement für Er-

ziehung und Kultur, zu einer entsprechenden Anpassung des Gesetzes über die 

Volksschule eine Vernehmlassung durchzuführen. 

 

Fünf Thurgauer Schulen beteiligten sich zwischen 2003 und 2010 am Projekt Basisstufe 

der EDK-Ost. Ziel des Basisstufenmodells ist, den Übergang zwischen Kindergarten 

und Primarschule fliessender zu gestalten und der individuellen Entwicklung des Kindes 

anzupassen. Aufgrund der mehrheitlich positiven Erkenntnisse aus diesen Schulversu-

chen und um den pädagogischen und schulorganisatorischen Handlungsspielraum der 

Schulgemeinden zu vergrössern, beschloss der Regierungsrat, vorbehältlich der Zu-

stimmung des Grossen Rates die Basisstufe optional zu ermöglichen. 

 

Die Möglichkeit, Basisstufen bilden zu können, soll mit einem neuen Paragrafen im 

Volksschulgesetz verankert werden. Dieser bestimmt erstens, dass die Schulgemein-

den selber entscheiden, ob sie die Basisstufe einführen wollen. Zweitens müssen die 

Schulgemeinden gegebenenfalls festlegen, ob sie die drei- oder vierjährige Basisstufe 

führen. Stimmt der Grosse Rat der Einführung der Basisstufe zu, werden die neuen Be-

stimmungen voraussichtlich auf den 1. Januar 2014 in Kraft gesetzt. 

 

Würden alle Thurgauer Kindergärten in stufengemischten Abteilungen geführt, entstün-

den dem Kanton Kosten zwischen 4 und 5,2 Millionen Franken, je nach Basisstufenmo-

dell. Es wird aber davon ausgegangen, dass zu Beginn nur wenige Schulen umstellen 

und somit geringe Mehrkosten anfallen werden.  
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Zur Vernehmlassung eingeladen sind alle im Grossen Rat vertretenen Parteien, alle 

Schulgemeinden, weitere Verbände und Akteure aus dem Schulwesen sowie die wich-

tigsten Organisationen aus den Bereichen Wirtschaft, Gewerbe und Landwirtschaft. Die 

Vernehmlassung dauert bis zum 15. Dezember 2011. 

 


